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kinderbezogene Aspekte im Übereinkommen des Europar-
ats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt1
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Istanbul, 11. Mai 2011 
In Deutschland in Kraft getreten 
am 1. Februar 2018

Mit der Ratifikation des Gesetz-
es zum Übereinkommen des 
Europarats zur Verhütung und 
Be-kämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, 
der sogenannten Istanbul-Kon-
vention, wird der Schutz von 
Frauen und Kindern vor allen 
Formen von Gewalt in Deutsch-
land weiter gestärkt.

IIn den 81 Artikeln des Über-ein-
kommens sind umfassende Ver-
pflichtungen zur Prävention und 
Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen, aber auch gegen Kind-
er und häuslicher Gewalt, zum 
Schutz der Opfer und zur Be-
strafung der Täter beziehungs-
weise Täterinnen enthalten. Die 
Konvention zielt damit zugleich 
auf die Stärkung der Gleichstel-
lung von Mann und Frau und des 
Rechts von Frauen und Kindern 
auf ein gewaltfreies Leben. Mit 
Inkrafttreten des Gesetzes kön-
nen Bürgerinnen und Bürger et-
waige

Klagen vor deutschen Gerichten 
direkt auf die Bestimmungen der 
Konvention stützen.

Körperliche, sexualisierte oder 
psychische Gewalt zu erleben, 
ist nach wie vor für viele Frauen 
und Kinder in Deutschland all-

tägliche Realität. Jede dritte Frau 
in Deutschland (35%) hat körper-
liche und/oder sexuelle Gewalt 
in der Partnerschaft oder durch 
andere Personen erlebt. Die 
schwerwiegenden gesundheitli-
chen und sozialen Gewaltfol-
gen betreffen aber nicht nur die 
Frauen, sondern ebenso deren 
Kinder als direkt Betroffene oder 
Zeugen von häuslicher oder sex-
ualisierter Gewalt. Vor diesem 
Hintergrund kommt dem Hilfe- 
und Unterstützungssystem für 
von Gewalt betroffenen Frauen 
und deren Kinder eine hohe Be-
deutung zu2

Bei häuslicher Gewalt gegen ein 
Elternteil, meistens gegen die 
Mutter, sind Kinder immer be-
troffen: Häufig erleiden Kinder 
selbst Gewalt oder beobachten 
sie. In jedem Fall hat dies schädi-
gende Folgen. In einer europa-
weit durchgeführten Studie zu 
Gewalt gegen Frauen haben 73 
% der befragten Frauen, die über 
die letzte gewaltbelastete Paar-
beziehung berichteten, in dieser 
Paarbeziehung auch mit Kindern 
zusammengelebt.3

Auszüge aus der sog. Istan-
bul-Konvention:

Präambel

Die Mitgliedstaaten des Europar-
ats und die anderen Unterzeich-
ner dieses Übereinkommens sind 

in der Erkenntnis, dass Kinder 
Opfer häuslicher Gewalt sind, 
auch als Zeuginnen und Zeugen 
von Gewalt in der Familie wie fol-
gt übereingekommen:

Artikel 13 – Bewusstseinsbil-
dung

Unterstützung und Durchführung 
von Kampag-nen oder Program-
men zur Bewusstseinsbil-dung 
gegen Formen von Gewalt, ihre 
Auswir-kungen auf Kinder und 
die Notwendigkeit, sol-che Ge-
walt zu verhüten.

Artikel 17 - Beteiligung des pri-
vaten Sektors und der Medien

Ermutigung des privaten sow-
ie Kommunikations- und Medi-
ensektors an der Entwicklung

und Implementierung von Strat-
egien, Standards und Selbst-Reg-
ularien zur Verhinderung von Ge-
walt gegen Frauen mitzuwirken.

Artikel 22 - Spezialisierte Hilfs-
dienste

Für Opfer von Gewalt sollen spe-
zialisierter Hilfsdienste bereit-
gestellt werden.

Artikel 23 - Schutzunterkünfte

Einrichtung von geeigneten, 
leicht zugänglichen Schutzunter-
künften in ausreichender Zahl, 
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Artikel 46 - Strafschärfungs-
gründe

Wird eine Straftat gegen ein 
Kind oder in dessen Gegenwart 
vorgenommen, soll die straf-ver-
schärfend berücksichtigt werden, 
sofern die Tat nicht bereits Teil 
der (Straf)Verhandlung ist.

Artikel 56 – Schutzmaßnahmen

Kinder, die Opfer oder Zeuginnen 
beziehungsweise von Gewalt ge-
gen Frauen und von häuslicher 
Gewalt geworden sind, sollen, 
wenn angebracht, besonde-
re Schutzmaßnahmen unter 
Berücksichtigung des Wohles des 
Kindes zukommen.

Mehr dazu:

www.coe.int/en/web/conven-
tions/full-list/-/conventions/
treaty/210

1 https://rm.coe.int/CoERM-
PublicCommonSearchServices/
DisplayDCTMContent?documen-
tId=0900001680462535 

2 vgl. Stellungnahme der Bunde-
sarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege (BAGFW) 
h t t p s : / / w w w . b m f s f j . d e /
b l o b / 1 1 8 9 9 0 / 8 b 2 a 8 d d -
3b2200a30e0fac8b99ff53115/
bagfw-data.pdf 

3 vgl. u. a. Gewalt gegen Frauen: 
Eine EU-Weite Erhebung. 2014 
http://fra.europa.eu/sites/de-
fault/files/fra-2014-vaw-survey-
at-a-glance-apr14_de.pdf
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um Frauen und ihren Kindern, 
eine sichere Unterkunft zur Ver-
fügung zu stellen und aktiv auf 
Opfer zuzugehen.

Artikel 26 - Schutz und Unter-
stützung für Zeu-ginnen und Ze-
ugen, die Kinder sind

Bereitstellung von Schutz- und 
Hilfsdiensten für Opfer un-
ter Beachtung der Rechte und 
Bedürfnisse von Kindern.

Artikel 31 - Sorgerecht, Besuchs-
recht und Si-cherheit

Gewalttätige Vorfälle sollen bei 
Entscheidungen über das Be-
suchs- und Sorgerecht berück-
sichtigt werden.

Die Ausübung des Besuchs- oder 
Sorgerechts soll nicht die Rechte 
und die Sicherheit der Kin-der 
gefährden.

Artikel 37 – Zwangsheirat

Ein Kind zur Eheschließung zu 
zwingen soll unter Strafe gestellt 
werden.

Artikel 42 - Inakzeptable Recht-
fertigungen für Straftaten, ein-
schließlich der im Namen der 
sogenannten „Ehre“ began-
genen Straftaten

Kultur, Bräuche, Religion, Tradi-
tion oder die sogenannte „Ehre“ 
sollen nicht als Rechtfertigung 
für Straftaten gelten. Das Verleit-
en eines Kindes (durch eine Per-
son) zu einer solcher Handlung, 
soll die strafrechtliche Verant-
wortlichkeit dieser Person für die 
begangenen Handlungen nicht 
mindern


